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Karte der neuen Stadt Kamen 

wenige 1)ge zuvor.567 In ihrer Grußbotschaft zu Jahresbeginn gingen Bürgermei­
ster Blümel w1d Stadtdirektor Retllage noch einmal auf die Auswirlumgen der 
Reform ein. Sie verhehlten nicht die ablehnende Haltung, die :in einigen Stadttei­
len noch immer vorherrschte, riefen jedoch alle Büxger auf, mm ohne Vorbehalte 
an der neuen Stadt mitzuarbeiten: ,,Wir sind alle der Zukunft und nichl der Ver­
gangenheit verpfücblet. Der Geist aller Bürger soll diese Stadt weiter formen.";ril< 
Sehr schnell wurde von seit.eo der Verwaltung und der politischen Führung der 
Begriff der ,Neuen Stadt Kamen' geprägt. Hatte man im Verlauf des Vorjahres, 
we1m auch vorsichtig formuliert, noch von ,Emgemeindung' gesprochen, so ww·­
cle nun der neue Anfang und die dadurch entstehende Gemeinsamlrnit betont. 
Vorbehalte, ,vie sie vor allem in Methler noch bestanden, galt es abzubau.en.569 

Nlit dem 1. Januar 1968 waren die Gemeinderäte aller beteiligten Kommunen, 
also auch der Stadt Kamen, aufgelöst. Die Führnng der Stadl lag nun bein1 ,Beauf­
tragten für die Wahrnehmung der Aufgaben des Rates der Sladt Kamen', wie die 
offizielle Bezeichnung lautete. Der Oberkreisdirektor hatte hierzu den Kamener 
Bürgermeister Blümel ernannt, dem der weiter amtierende Stadtdirektor Rethage 
zm Seite stand. Beide sollten gemeinsam die Geschicke der Stadt bis zur Wahl 
ejnes neuen Konun011alparla.ments leiten. Zu ilu-en Hauptaufgaben gehörte die 
lntegraUon eines Teils der Beamten w1dAngestel11.e11 des aufgelösten Amtes Unna­
Kamen.570 
Bereits nach wenigen Tagen ernannte der Bürgermeister einen Beirat, derilm bei 
der Arbeit unterstützen sollte . Hier waren nach Proporz dfo einzehien Parteien 
vertTetcn, wobei die neuen Ortsteile in besonderem Maße berücksichtigt wur­
den.511 
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Polizeikaserne, von 1945 bis 
1954 als Krankenhaus ge­
nutzt 
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de der Haushalt ohne große Veränderungen und ohne kontroverse Debatte ange­
nommen. 150 Die CDU-Fraktion hatte ihre Haltung w ohl auf pnrteünternen Druck 
hin revidieren müssen, um nichl in den Rurzu konunen) der Stadt einen ordentJi­
chen Haushalt zu verweigern. 
Die Abstimmung über clc11 H,tUshalt hatte gezeigt, daß auch bei ru1Cleren Fragen 
als der nach der Person Heitschs eine Mehrheit gegen die SPD möglich war. So 
suchten die Christdemokraten nach einer Gelegenheit, Hu· Versagen bei der vVahl 
des Stadtdirektors wieder wettzumachen. föese bot sich bei der jährlich notwen­
digen Wahl des Bürgermeisters. Nachdem die den Christdemokraten nahestehende 
Presse die Tage vor der entscheidenden Stadtverordnetensitzung zu Angriffen auf 
den Amtsinhaber genutzt hatte, tagte der Rat in der Aula des Gymnasiwns vor 
völlig überfüllten Zuhörerre:i:hen.151 

Die Sitzung gestaltete sich turbulent, denn Oswald Lepke brachte einen l\tlißtrau­
ensantrag gegen den Bürgermeister ein) weil dieser in einer vorhergehenden 
Ratssitzung an der Abstimmung über seine eigene Aufwandsentschädigung teil­
genommen hatte. Nachdem Josef Rissel die Sitzung verlassen hatte, ergab die 
Abstimmung ein Verhäl111is von 9:9 Stimmen. Valentin Schürhoffstellte daraul11in 
den Antrag, rue Auszahlung des Betrages an den Bü.rgenneister zu billigen. Hier 
ergab sich eine deutliche Zuslimrmmg des Hauses.152 

Nach diesem Schlagabtausch sah die Tagesordrnmg die Wa111 des Bürgenneisters 
vor. Schürhoff schlug den bisherigen Amtsinhaber vor. Für die CDU ergriff dar­
aufuin Gustav Fluhme das VVort: Die Christdemokraten hätten im Vorjahr Josef 
Risse] mitgewählt „in der Erwartung, daß eine vertrauensvolle Zusammenarbeit 
gewährleistet werde."m Diese Hoffnung habe sich aus drei ·wesentlichen Grün­
den 1ticht erfüllt. Zum einen sei die Ortssatzu11g noch nicht in Kraft, zum anderen 
habe eine Prüfung der Verwaltung Mißstände ans Tageslicht gebracht. Zwn clrit­
ten - U11d dies sollte wohl auf die Stinune Oswald Lepkes abzielen - sei der Stadt­
direktor gegen den Antrag der CDU auf 12 Jahre gewählt worden. Er schlage 
daher Dr. Schmidt für die Position des Bürgermeisters vor. Rissel erwiderte, er 
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l.niUativen mit rlem ZieL diese Gemeinden z u einer neuen Vrrwaltlmg:seiohe.it. 
z;usammenzusdiließen. Dncll alle Rernülmngen waren zum Srheilern verurteilt: 
,,Sie verlliel.t<'n sich", Lerü.:hlet ein Kenner der lokalen Szeu e, ,,v1ic <l.ie Königskin­
der, cHe zusan1men gehören, aber nicht zueinander finden körn1en"110

• Andcrer­
:-cfü, ·wa.i· den Vertretern dieser Gemeinden dw·chaus bewußt, daß sie aufeinan­
der angeYviesen waren, lmd die meisten Probleme nur in Zusanunenarbeit gelöst 
wC'rden tonnten; dies bevveisen ilie zahlreicben gemein~amen Ratssitzungen, die 
im September 1945 begaimen tmd sicl1 durch die näcbsLen Jahrzehnte fo1tsetz­
ten. 
Schlicßjjcb gebietet sich eine gemeinsame Darsteiltmg auch deshaJb, weil diese 
drei Ortschaften im Jahre 1967 endUch den Zusamrnenschluß zu eiJ1er größeren 
Gemeinde verwirklichen konnlen w1d so - nach nur einem Jahr des Bestandes -
als Großgemeinde Methler den Zusammenschluß mit Kameu vollzogen. 
Alle drei Gemeinden gehörLen zum 1844 gel,ilde Len Amt Unna-Kamen. Viele klei­
ne urnl nuttlere Gemeinden hätten nicht die finanziellen Voraussetzw1gen, W11 

selbst eine Verwaltung aufzubauen. So hatte die Amtsverwaltung vor allem die 

Karte des Amtes Unna-Kamen: 
die Städte Kamen und Unna zer­
teilen das Amtsgebiet 

MASS TAß" 1 : 100 000 

Ami Friinde,,J,erg_ 
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AuJgal.Je, diese Gemeiuden von sokhen Verpilichlullge11 freizustellen, die haupt­
amtliche Kräile erforderl en. Die Grenzen der einze lneJl Ämter waren dabei vom 
Gesetz.ge ber festgelegt worrJ.en. Zum Amt U1ma-Kamen :t..illilleu i.n.sge:;arnt 20 Ge­
meinden. Sitz des Amtes ,var Unna, es e:üstierttn aber auch Vervrnltungsstellen, 
sogenannte Amtsnebenslellen, etwa in Methler u...>J.d Heeren-\Verve. 
'Trotz der zahlreichen ÜbereinstiJ.mnungen solJen die drei Gemeinden innerhaJb 
dieses Kapitels in ihrer singulären Entwicklung ge,.,vürdigt werden. Die drei Orl­
schafl.en liegen :im Südwesten der Stadt Kam en urnl damit an der Grenze zu HuseJJ­
Kurl, also in unmittelbarer Nähe des Dort:rnunder Stadtgebietes; sie bilden ei11 
Dreieck, in dessen Zentrum sich die Koloni.e Kaiserau befmdet. Diese war in den 
Jahren nach 1870 von der Zeche Km·l errichlel wurden, die vor dem Problem 
stand, ffu· dje zahlreichen Bergleute \iVohngelegenbeiten schaffen zu müssen. Sie 
suchte zu diesem Zweclt das Gebie t. aus, das je zur Hälfte zu den Gemeinden 
Westidt und Methler gehörte. Der Name Kaiserau soll skh aus einer Umdeutung 
des Flurnamens Königsort ergeben haben, den ein Teil des ErschliefüLUgsgebieks 
LTug, und der nun an die Kaiserl,römmg des Jahres 1871 erinnern sollte. 
Zunächs1· ,;,vurden in den Jahren 1870 bis 1885 die Häuser auf dem Gebiet der 
Gemeinde Methler errichlel. Dabei haudelte es sich wn die ,Sektionen 1 bis 4', 
vvie die auf dem Reißbrett geplanten schnurgeraden Straßen genannt wurden. 
Zwischen 1885 m1d 1895 wurde dann der Westicker Gebietsteil bebaut..141 

Die niemals selbständige Kolonie Kaiserau erreichte dabei eine Größe und Ein­
wolmerzahl" die die cler aJ1e11 Gemeinden V\Testick und Methler bei weitem über­
trnf. Deutlich vvurde dies an der Einwohnerentwicklung beider Gemeinden zwi­
schen 1864 und 1901. Durch die Errichtung der Kaiserau hatte Methler zu Beginn 
dieses Jahrhunderts seine EinwohnerzaJl.l nahezu verdreifacht, in Westick war 
die Entwicklung noch rasanter: Um mehr als das 5fache war die Kopfzahl durch 
diese Entwicklung gestiegen. 
Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges waren Fläche und Einwohnerzahl in 
den drei Gemeinden folgendermaßen verteilt.: Methler beherbergte auf einer Flä­
che von 4,7 qkm 2.434 Einwohner, von denen etwa 600 Flüchtlinge und Vertriebe­
ne waren. Das Westickcr Gebiet umfaßte eine Fläche von 4,1 qkrn , auf dem Z.956 
Menschen lebten. Der Anteil der Heimatvertriebenen betrug ebenfalls etwa 600. 
Wasserkur! war mit 5,7 qkm die flächemnäßig kleinste der Gemeinden, auch leb­
ten hier mit 685 Bürgern die wenigsten Einwohner. Von cliesen waren etwa 240 
erst infolge des Krieges in <las Dorf gekommen. Damit aber halte die Gemeinde 
prozentual den höchsten Flüchtlingsanteil im ganzen Kreis zu tragen.142 Denn 
hier hofften viele Heimatlose, auf den Bauernhöfen a:n der guten Versorgung par­
tizipieren zu können. Nacbdem sich die wirtschaftlichen Verh ältnisse gebessert 
hatten und in Industrie und Bergbau Arbeitsplätze angeboten wurden, sank clie 
Zahl der Flüchtlinge auf etwa 100 ab, die in das Gemeindeleben integriert vver­
den kom1ten. 
Von den Folgen des Luftkrieges war die Gemeinde VVasserkurl wejtgebend ver­
schont geblieben. Ein eiJ.iziger Luftangriff führte zwar zum Abvvurf zahlreicber 
Spreng- und Brandbomben, doch vvurden keine Gebäude zerstört. :Menschen ka­
men nicht zu Schaden. 
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Mit dem Bau cles Eisenbahnhaltepunktes Westick-Kaiserau konnle schließlich am 
J4. April 1947 zum zweüen Male begonnen werden, schon am 9. Mai 1948 erfolg­
te die festliche Einweil1Lmg. Nach seiner FertigstellLmg ging der Halt.eptmkt in 
den Besitz der Reichsbahn über, der Rat konnte jedoch die Bedingung in den Ver­
n·ug einbringen, daß bei einer Stillegung des Bahnhofs die Gemeindevertretu11g 
gehört werden müsse. Sollten sich Bahn und Rat nicht über das Prozedere einigen 
künne ri, läge die letzte Entscheidung beim Regierungspräsidenten. Damit waren 
die lnteressen der Gemeinde gewahrt. 175 Nach fast 50jäluigen Anstrengungen halle 
der Anschluß an das Bahnnetz endlich eITeicht werden können. 

2.3.2. Konflikte in der SPD um Otto Grages 
Neben Bürgermeister Gustav Pentinghans galt Otto Grages als der stm·ke Mann 
der Westicker So'.lialdemolu:aten. Er war die treibende Kraft bei der Gründung 
des Ortsvereins Kaiserau gewesen, .fungierte seit der Bildung des Ortsvereins 
Westick als ihr Vorsitzender. Zugleich war er beigeordneter Stellvertreter des 
Bürgermeisters. 
Soweit aus den Protokollen ersichtlich, hatte sich Otto Grages nie außerhalb der 
Fraktionslinie bewegt, ja er war sogar b.·eibende Kraft bei vielen Entscheidungen. 
Doch im Sommer 1948, als es um die Abfindtmg einer entlassenen Kindergarten­
leilerin ging, stellte er sich otfän gegen die eigene Fraktion. (Über Auslöser Lmd 
Hintergründe des Vorganges liegen keinerlei Informationen vor.) Als der vorge­
schlagene Vergleich gegen sein Votum im Rat eine Mehrheit von 7:4 Stimmen 
l'anu, war Grages derart erbost, daß er spontan sein Amt als Gemeindevertreter 
niederlegte. 174 Dieses Verhalten mußte auf der nächsten Parteiversf1II11nlung ein 
Thema sein. 
Otto Grages versuchte zunächst, den Sachverb alt nochmals zu thematisier en, und 
erging sich dabei in schmfon persönlichen Angriffen gegen Bürgermeiste r Pen­
Linghaus. iviit dieser Strategie batte er jecloch keinen Erfolg. ti'i Vonseiten der Par­
tei wul'cle ·in den lVlittelpm1kt der Vorwürfe gegen ihren Vorsitzenden sein Verhal­
ten gegenüber der Fraktion vor der letzten Sitzung gestellt: Grages hatte die Ein­
ladung des Fraktionsvorsitzenden zn einer Fraktionssilzung, die vor dem Zu sam­
nic11l1'elen des Gemeinderates IUärung hatte h erbeilühren sollen, ignoriert und 
f'estgesLellL, el' habe daran kein Inter esse, sein Stanclpunln stehe fest. Anstatt sei­
nen i\il.itstreitern also seinen Standpunkt zu erläutern, wie man es verlangte, hatte 
!)i.cll Grages ,,zurn Erstaunen aller" 17fl von vornherein von cler Fraktion distanziert. 
Da ilie Streitpunkte nicht ausgeräuml werden konnten, sollte i_n einer gemeinsa­
llle n Sitzung von J?raktion und Vorstaml. die [Gärung der Vorfälle vorangetrie ben 
Wel'Cten. Diesf' Sitzung, in der allem :\nschein nach ein sachlicher Austau sch der 
.-\rgnmeute erfolgte, endt>te letztlich in einem Eklal. Nachdem einer der Haupt­
akLetu·e alle Teilnehrnerzw· GeheüHhaltung der SitzLmgsinhalte aufgefordert und 
empfo hlen ha tLe, wer dies nicht zusichern könne, solle den Saal verlassen , hatte 
Otto Grages sich erhoben mH den Worten: ,,Dann kann ich ja gehen.••m. Diese 
-,~I iüachLLU1g alic rparteipolit.iscl1en und parla:rnentarischen H.ege1LU1gen" 173 düpierte 
die Versammlung. 

• . , l • 
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4. Südkamen 

Die hleine Gemeinde Sütlkamen liegt -wie der Name schon andeutet- :im Süden 
Kamens auf einer Fläche von ni.chL einmal 3 qkm. SLelleu wir LUlS Afferde, Kamen 
tmd West..id, als die .Eck.punkte eines fast gleichschenluigeu Dreitdi.s vor, so liegt 
Siidk.amen genau in dessen MiLte. Die 1raditi.oneJJ enge Anbindw1g der Gemeinde 
an das h.amenel' Zent1·um wurde ab l\tl:i.tte des 19. Jahrhunderts durch die auf 
Kamener Gebiet verlau1Pnde Bahnstrecke verkeltl'stedmisch unterlJrochen. 
Während im Jahre 1939 in djeser Gemeinde 515 Köpfe gezählt wu.rden,leblenhier 
11acb dem Ende des Krieges in 205 Haushalten 668 Menschen. Von den Einwoh­
nern ·y,.aren 63 Flüchtlinge oder Ver11'i.e1Jel.le, also nahezu ein Anleil vo11 to % .25J 

Von Kriegsschäden war Südkamen nur in sehT geringem Maße betroffen. Bei ei­
nem Fliegerangriff wurden 17 Sprengbomben abgeworfen, ein Toter war in der 
Gemeinde zu beklagen.~5 

VVar die Bevölkerung ün vergangenen Jahrhrn1dert noch weitgehend Ln der Land­
wirlschaft tätig gewesen, änderte sich dies mit dem aufkommenden Bergbau. 
Südkamen entwickelte sich mehr ru1d mehr zur reinen Wohngemeinde. Die W:i.rt­
schaftsstn1ktur des kleinen Ortes beschränkte sieb bei Kriegsende auf zwei Gast­
stätten und eine Gärtnerei; weitere Gewerbebetriebe, gescllweige denn Industrie­
unsiedJungen waren nicht vorhanden. 
Der politische Neubeginn in Südkamen fand seinen iederschlag in der erslen 
Hatssitzung am 6. April 1946. Hier wurde Ernst Wittlmgel, eingesetzter Biirger­
meisler der lVlilitärregienmg und Nachfolger von Bürgermeister WibbeliDg, der 
dieses Aml bis zum Kriegsende ausgeübt hatte, einstimmig zum neuen Bfuger­
meisler der Gemeinde ge'wählt. Der Rat umfaßte insgesamt. zwölf Personen. Fiir 
die SPD, die acht Mitglieder stellen kumlle, waren dies Ernst Wittkugel, A. Dingler, 
K. Bräkelrnann, F. Eikmann, K. Stippschild, E. Krüger, W. Holtrnaun und H. Dieter­
mann, für die CDU 0 . Potthoff, A. Kassing, F. Schultebrauks und G. Droste.254 Das 
Verzeichnis der Gemeinderäte im Kreis Unna führt für die CDU noch W. Werth 
an, im Protokollbuch der Gemeinde selbst findet dieser Name jedoch keinerlei 
Erwäl1mmg.255 

Zu den dringendsten Problemen, die sich dem neuen Gremium stellten, gehör te -
wie überall - die Verbesserung der ausgesprochen schlechten Versorgung der 
Bevölkerung. So beschäftigte sich der Rat in seiner Sitzung vom 8. September 
1946 ausfifärlich mit der Wirtschailslage und verfaßte eine Resolution „an die 
behördlichen Stellen"256

, in der diese aufgefordert wurden, alles zu tun, um die 
Wirtschaft wieder in Schwung zu bringen. Dringend notwendig sei eine ausrei­
chende Kartoffelversorgung zur „Verhinderung der größten Not"257; ebenso ,'V:icb-
1.ig sei auch die Versorgung mit Kohlen, damit die Menschen, wenn sie schon 
unzw•eichend ernährt seien, nicht auch noch zu frieren brauchLen.258 

Die Resolution ging außerdem auf die Lage der Flüchtlinge ein. Die Gemeinde sei 
derart überlastet, daß sie „nicht ein noch aus vvisse"250

• Die Versorgung mit Le­
bensmitteln sei problematisch, insbesondere aber fehlten für diesen Teil der Be­
völkenm.g, der alles verloren hätte, ausreichend IGeidung und Haushaltswaren.2-1-0 

Zur Waltl am 15. September traten SPD und CDU an, die sich unterschiedlich 



Rottum und Derne 85 ----------------- --------------

Karte des Amtes Pelkum 

5.1 . Rottum 

Wie überall in der brHisch besetz! en Zone hatte die NlilitäJTegierlllg auch in .Rotturn 
einen Bürgerrat eingesetzt; er b:at am 6. Dezember 1945 zum ersten Mal zusam­
men. Den Vorsitz hatte der enrnnnte Bürgerrr1eister Simon, der bereits in der Zeit 
des Dritten Reiches als erster Beigeordneter fungiert halte; als sein Stellvertreter 
war der Bürgerrat Beckmann eingesetzt. Hinzu kamen die Herren Dunker und 
Bäcker. Auch zwei F):auen zählten zum Rat, Paula Sudhaus und Helene Eckey.g16 

Schon rue zweite Sitzung des Rates wurde als Vollver sammlung der Gemeinde 
durchgefill1rt. Einziger Tagesord11w1gspunkt "var eine Abstimmung über die Fra­
ge, ob die Gemeinde in Zukunfl urdemokrntisch alle Entscheidungen treffen soll­
l e oder ob, wie durch die Mililärregier,mg bereits eingeleitet, eine Geme:indeYer­
tretung gewfu1scht wurde. Alle 42 anwesenden Bürger sprachen sich für ilie zweite 
Möglichkeit aus, die basisdemokratische Lösung war damit vom Tisch.247 

Nach der durch dje Militärregierung initiierten Erweiterung des Bürgerrates zähl­
ten :wr Gemeindcverlsetung fünf MäJmer m1d ,ier Frauen248 - eine dm-chaus be­
merkenswerte Tatsache, spielten doch in dieser Zeü Frauen in den Hatsvertret1mgen 
im allgemeinen nur eine tmt:errepräsentierte Rolle. Eine ähnlich parilätische Be­
setzung ist h1 keiner Gemeinde des Untersuchungsgebietes zu finden. 
Als Parteiwgehörigkeit verzeichnen die Akten für Beckmann, Brandt, Lüttecken 
und Frau Hattcbier die Sotialtlemokratiscbe Partei, für die anderen vier Ratsnut­
gliedern - Dw1ker sowie Frau Sudhaus, Fnm Eckey tmd Frau Eil elberg- die CDU. 
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dung der Partei war von Bergleuten betrieben worden. Je größer der Anteil der 
Arbeitsplätze im Bergbau wurde, desto höher vvurde der Mitgliederstand der So­
zialdemokraten. 1950 zählte der Ortsverein bereits weil über 650 Genossinnen 
und Genossen. Dam.H vvurde die politische Arbeit im Rathaus direkt von der 
Zechenbelegschaft bestimmt: ,,Vi1as in der Waschkaue besprochen vYtu-de, WlU'df:' 
am Abend in der Ratssitzung umgesetzl"5

• Dies ·wurde auch an der Zusammenset­
zun g des ParLeivorstandes deutlich. Der Vorsitzende Lnkat hatte i.rn Januar :L949 
sein Ami. niedergelegt. Ihm folgten Heinrich Demand und Valentin SchürhofI als 
erster und zweiter Vorsitzender. Alle drei waren auf der Zeche Monopol beschäf­
tigt oder früher dort tätig gewesen.6 Gleiches galt für Bürgermeister Rissel und 
SLadtdir ektor Heitsch sowie fasL alle ru1deren Fraktionsmitglieder. 
Und dennoch war es der Partei geltmgen - durch die Aktivitäten Alfred Gleisners 
begünsli.gt -, in Teilen des Bürgertwns Fuß zu fassen. Die Kamener SPD war be­
reits am Anfang der 50er Jahre auf dem \'Vege zur Volkspartei, auch wenn ilieser 
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4. Südkamen 

Die 50er Jal1re 1ü11rteu iD politischer Hinsicht zu l,cinerl ei Veränderw1ge11. llür­
germeister Bräkelmaim ,vu.rde stets mit deutlicher Mehrheit ,üedergewählt, 1:tll('h 

die Ergebnisse der Kon1111w1alwalilt'11 maclllell die Yerhällnisse i.m Ral der ldein(•n 
Gemeinde deutlich. h11 Jahre 1952 konnte die SPD 59,8 °/c, der Stimmen p;e,•vinncn. 
auf die CD1J e ull'ielen 40,2 % . Auch diesmaJ Wäl'en vvie in dem gesamten Jahrzel1 11 t 

keine anderen Parteienzm Wahl angrtTelen. Die zvvrite Wahl ctieser Dekade brachte 
der SPD noch einmal eine Au s,-;reilung ihres Sti.mrnen anteils. 66 % aller Wählc-r 
entschieden sieb für die Sozialrl.emokraten , 54 % wählten die Vertreter der CDU. 
Die Sozta!demol~raten l~onnten demnach stets die absolute Mehrheit an Stünmen 
und an Sitzen erzi elen , die CDU bcfa.ud sich in der Rolle der Opposition. Do('h 
spieJLe Parteipolilili in der Gemeinde keine Rolle. In jedem Fall wurde versucht, 
die Probleme der kleinen Ortschaft geme insam zu lösen, oft. schon im Vorfeld der 
Ratssitzungen. So berichtel Ewald Kollin, daß l<'raktionssilzungen in SüdJ,m11en 
nicht üblich waren. Die Ratsmitglieder trafen sich bereits vor den Sitztmgen, clie 
stets in der Gaststätte Düfelshöft stattfanden, und besprachen gemeinsam cLi e drin­
gendsten Probleme.299 Bereits hier wurde in der Regel Konsens erzielt, so daß die 
H.atsabstimnrnngen einstimmig gefällt werden konnten. 
Zudem war eine r eine Sc1charbejt gefordert. Die Problem e einer Wohngemeincle 
waren 1mgeheuer groß. Dw·ch den Mangel an Gewerbe und Industrie war das 
geringe Steuerauikonunen, insbesondere die fehlende Gewerbesteuer das größte 
Problem des Ortes. Süclkamen war daher eine Fehlbedarfsgemeinde, d.h. ibr Haus­
halt war stets defizitär und mußte durch Ausgleichszahlw1gen des Landes und 
des Amtes Unna-Kameu aufgefüJJt werden. 
So war der Zustand der Straßen in Südkarnen ständiges Th ema im Rat. Aufg:rw1d 
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der fehlenden :Mille] war Südka.i.n en nicht in der L11ge, das Straßensyslern in sei­
ner Gesamtlänge von 8 l\JTI in Ordnw1g zu balle n, geschweige denn auszubauen. 
Der kleine Ort galt als das ,.Dorf mit den schlechtesten Straßen"j00 im ganzen 
Kn~is, v11f' der Hellweger Anzeiger in einem Artikel schrie b. Kenn.zeichnend für 
die Situalion der Gemeinde ,,·ur der Beschluß des Rales, sieb ni cht am Wet.tbe­
·vve1·b ,Unser DorfsolJ schöner w erden' zu beteiligen. z,,var sei ein gewisser Erfolg 
zu erwruten, da es sich bei der Heimatgemeinde um ein vvirklich schönes Dorf 
handele, ließen die Ratsvertreter voller Stol:t, verlaut·en . doch ·würde cLie ßevver­
tw1gskommissio11 „Südk.amen fluchtartig verlassen"501

, wenn sie den Zustand der 
Strnßen sähe. 
Da die Mitte.! grundsätzlich nicht ausreichten, wurden die Slraßen in Selbstllilfc 
gepflegt, soweit dies möglich war. Hand- und Spanndienste waren an der Tages­
ordnung, wobei Bürgermeister ßräkelmam1 stets in vorderster Li.nie tätig wax. 
Diese Art von Sobdarleistungen konnte natürlich nur in einer solch kleinen. über­
scbaubaren Gemei_r1de ge]ejstet werden, i11 der jeder den at1deren kannte und e.iJ.1 
enges Gemeinschaftsgefüge bestand. Symbolisch für das dörfliche Gemeinscha.lls­
gefühl waren dje jährlich dmchgeföhrten Weihnachtsfeiern, zu denen sich die 
gesamte Dorfbevöfäerung 1rnf. Jedesmal nahm der gröfüe Teil der Einwohner an 
dieser Festlichkeit teil, im Jahre 1954 etwa waren von den knapp 600 Dorfbewoh­
nern 550 bei der Feier anwesend.502 

Ein weiteres Problem im kommunalen Haushalt stellte der Bau einer Leichenhal­
le dax. Lange und intensjv beschäftigten sich die Ratsmitglieder mit diesem The­
ma. War es vor dem Krieg noch üblich gewesen, Verstorbene zu Hau se aufzubah­
ren, ließ die veränderte Lebens- m1d Wohnsituation d.i.es nun n.icht. mehr zu. Es 
war der Bevölkerung und dem Gemeinderat ein dringendes Anliegen, hier Abhil­
fe zu schaffen. Die finanzielle Situation ließ aber die Durchfülmmg einer solchen 
ßamnaßnahme unrealistisch erscheinen. In der Erkenntnis der Umnöglichkeit, 
allein eine Lösung herbeizuführen, w w·de vom Rat der Geme:inde angeregt, mit 
der acblmrgemeinde Mferde einen gemeinsamen Bau zu ve:rvvirklichen . Doch 
von der dortigen Geme:indever!Tetung vmrde dieses Ansinnen in einer gemeinsa­
men Sitzung abgelehnt.503 

Die ersten Kommunalwahlen der 60er Jahre brachten der CDU am 19. März 1961 
einen deutlichen Zuge·winn. Um gut 10 % konnte sie zulegen , die SPD mußte 
Verluste in gleicher Höhe akzeptieren. Folge dieser Wahlentscheidung war nun 
ein Patt im Rat der Gemeinde - auf beide vertretenen Parteien entfielen je drei 
Sitze. 
Dies änderte jedoch nichts an der gemeinsam zu leistenden Arbeil. So war es 
selbstverständlich, daß Bürgermeister Bräkehnann in seinem Amt bestätigt wur­
de, das l{onseusmoclell w1Jrde in der Gemeinde fortgesetzt. 
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fo l tende r Geb i e ~sänderungsverLrag vereinba rt : 

§ J 

Die Gerueinde: Dc-r ne 'Wtrd .lll d i e 8t..adt, Kamen eJngegliedert. 

§ 2 

D.1e S tadt Kamen ist Rec htsnacbfolg~ri u d~r Gerac.1nde Dc rne . 

Der Weg in die Neuordnu~ll 

Offizielle Vereinbarung zwischen 
der Stadt Karnen und der Ge­
meinde Derne 

den Bürgermeister A.chta bowski ejnen Vertreter in die letzte Sitzung der selbstän­
digen Gemeinden entsandt. Er überbrachte die Grüße der Stadt und der Verwal­
tung. Besonders betonte er, daß die Einwohner der beiden Dörfer als gleichbe­
rechtigte Bfüger in Karnen Auinahme ffoden vvürden.58 

3. Südkamen , 

Erst mit dem Beginn der 60cr Jahre gelang es der Gemeinde, höhere Zuweism1-
gen zu erhalten. Nun begann der systematische Ausbau der Infrastn1ktur. 
Die Bevölkerung war schon in den letzten Jal1ren kontinuierlich angewachsen. 
Südkamen entwickelte sich mehr und mehr zum beliebten Wohnort für gut situ­
ierte Dortmunder, die sich hier niederließen, um dem Stadtlänn zu entfliehen. 50 

Auch leitende Angestellte der Firma Schering in Bergkamen zogen zu einem Teil 
nach Südlrn.rnen.40 Die Erschliefümg neuer VVolmgebiete wurde konsequent in 
Angriff genommen, der Straßenbau h1tensiviert tmd der Ausbau der Kanalisation 
in der Gemeinde vorangetrieben. Gleichzeitig war als wichtigstes Bauvorhaben 
eine neue Schule geplant. Zwar besaß Südkamen schon zwei einklassige Schu­
len, doch war deren Zustand miserabel. Die ältere SclrnJe, 1872 gebaut, wurde als 
abbnichreif beschrieben, das zweite, aus dem Jalu·e 1908 stammende Gebäude 
sollte in den zu planenden Schulneubau integriert werden. Ziel war die Errich­
tung einer 4zügigen Schule unter dem Vorbehalt, diese jederzeit erweitern zu 
kö1me11; Dem1 aufgrund des zu erwartenden Bevölkerungszuwachses war abseh­
bar, daß eü1e Erweiterung zu einer 8klassigen Schule nötig werden würde.41 Der 
1961 geplante Schulbau warf einige Probleme auf, so stiegen vor allen Dingen die 
Baukosten erheblich. Auch die Fertigstellung verzögerte sich. Ursprünglich hatte 
die Schule bereits zum Schu1jal1r 1964/65 eingevveiht werden sollen, schließlich 
war aber mit einer Inbetriebnal1me vor dem Ende des Jahres 1964 nicht mehr zu 
rechnen. Zum ersten Mal ,vurde in der Bevölkerung erhebliche Rrüik an der Ar­
beit des Rates laut.42 
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Im selben Jahr fand im Ortsverein der SPD eine deutliche Umgestaltung statl. 
ßodo Ferber, ein 53jähriger Architekt, der nach Südkamen gezogen war, hatte 
zunehmend an Eintluß gewormen. Ferber, mit dem die moderne Gemeinde- und 
ßauplanung in Südkrunen Einzug halten sollte,43 setzte durch, daß sich die Liste 
der SPD für die KomnnmalwahJ am 27. September 1964 grundlegend veränderte. 
Bürgermeister Bräkelmann verlor seine Stellung a]s Direktkandidat und erschien 
nur als Spitzenkandidat auf der Liste. Da bisher die SPD alle ihre Ratsmandate in 
direkter ·wahl gewinnen konnte, wäre Bräkelmann im neuen Gemeinderat ver­
mutlich nicht mellr vertreten gewesen. 
Verärgert über diese Parteientscheidung, h·at Bräk.elmann aus der SPD aus.+1 Die 
Betroffenheit in der Sozialdemokratiscb.en Partei darüber war groß. So sah sich 
die Partei gezwungen, in Leserbriefen im Hellweger Anzeiger und der Westfäli­
schen Rundschau diesen Schritt zu begründen, lllll „das große Ersl:aunen'4', in 
weiten Teilen der Bevölkerung abzubauen. Die letzten Jahre hätten gezeigt, so 
hieß es, daß der Kreis derjenigen, die mit Bräkelmann unzufrieden waren, stän­
dig größer geworden sei. Zudem hielte man es für an der Zeit, eine Verjüngung in 
der SPD herbeizuführen. Daß der Bürgenneister diesen demoln'atisch durchge­
führten Weg nicht .mitgehen wolle, zeige, daß ihm die demokratische Grundüher­
zeugung fehle. Zudem sei die Parteimitgliedschaft für ilm wohl nur der Fül1rer­
sehein zum Bi.'U'germeisteramt gewesen.-16 Der Bfu:germeister verzichtete jedoch 
ni.cht auf weitere poli.tische Betätigung. Bräkelmann entschied sich, als LUlabhän­
giger Einzelbewerber zu kandidieren - und rechnete sich als geachteter Lmd be­
liebter Mann sehr wohl Chan cen ans. Wie das Ergebnis der Walll zeigt, lag er mit 
clieser Einstellung durchaus richtig. Letz tlich fehlten ibm bei der Wahl nur 10 
Stimmen für ein Direktmandat.·1• Für seine ehemalige Partei. hatte dieser interne 
D-isput jedoch weitreichende Folgen. Sie sank derartig in der Wählergunst ab, daß 
sie nur noch 40,8 % an Stimmen erzielen konnte und damit gegenüber der letzten 
Wahl einen Rückgang von 15,1 % hinnehmen mußte . Die CDU profitierte zwar 
nLu· leicht, sie stieg von 44,1 % bei der letzten Wahl auf 45,9 %. Da jedoch 15,5 % 
auf den Einzelbewerber ßräkelmann entfallen wa­
ren, verfügte die CDU nun sowohl über eine5,J %ige 
Mehrheit der Stimmen wie auch über ei11e Mehr­
h.eit der Sitze. Sie konnte vier Plätze be-ietzen, der 
SPO fielen nur drei Si tze zu. Nener Bürgermeister 
clrr· Gemeincle wurde Ewald Kollin , der zur Wahl 
noch als unabhiingigel.' Kandidat auf der Liste cler 
CDU angetreten war, nun aber llen Parteieintritt 
vollzog .... ~ 
1 n St"ine Amtszeit fiel schließlich de r A.ustritt aus dem 
'\mt. Unna-Kamen Lu1d der Zusnmmf"n schluß mil 
Kanten. 
Der Gedanke eines Zusammenschlusses der Ge-
111einlle Sii.cllrnmen mit der Stadt Kamen war kein 
Proclukt der üüer .Jahre. Schon k1u-z rn1~h dem Ende 
dPs Zweiten Weltkrieges wmde eine Vereinigung 

-~~ 
Ewald Kollin , Bürgermeister von Süd· 
kamen von 1964 bis zur Neurodnung 
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inlcnsiY diskutiert. Kamens Angebot vvurde vom SüdkameDt·r Gemeinderat pusi­
liv aufgenommeri, allerdings wusden ei11ige Forderungen an die Fusion geknüprt. 
lJie ,~ichtigste ·war die nacl1 Erric-httmg einer Balmuuterfüllnmg der Bi:ilmsu·ed,e 
Hanun-Kamen-Dort1rnmd, wn eine vl'i.rkliche Anbindung zu errei.chcn. Außercle111 

wurde die Festschreibung der bisherigen Steuersätze für 50 Jahre gefordt;l'l. JazH 
ei11e gJeichberechtigle Behandlung in bezug aufVVasser versorguug, Kanalisution 
und Elektrizität so-wie rlie ErweHerung der VoU:..sschule. 
JJ1 den meisten Punkten kam man sich entgegen, doch die Fusion scheil.erlt" an 
einer Kleinigkeit. Die \'EV\' vvollte damals Sücfüamen an ihr Stromnetz anschlie­
ßen. Zu diesem Zwe.ck llätlen jedoch .Masten auf Kamener Stadtgebiet aufgestc,llt 
werden müssen; der ivJagjslrat der Stadt vl:'rla:ngte clafüT eine Fihrliche Gebühr 
von 30 Mark(!). Trotz des Drängens der VEVV und des Südka:mener Gemeiacler..1-
tcs nallmen die Kamener diese Forderw1g nicht zw·ück, so daß die ElekLrittzic­
rung verzögert ww·de. Die positive Stimmung in der Südkamener Bevölkerung 
bezüglicb der Fusion kühlte sieh deutlich ab, so rlaß sich der Gemei:nrl.erat 'letzt­
lich nicht zu einem Zusammenschluß tlw·chringen konnte.49 

Jalu-elang ruhten die Pläne. Erst im Februar 1958 wurde ein e Fusio11 erneut dis­
kutiert, hierbei ging die Initiative eindeutig von Kamener Seite aus, der "E.x.pan­
sionsbestrebungen "50 unterstellt Vl'lU'den. Die G emci.nd cratssitzun g, die eine m iig­
li che Verb:indungmitfüunen erörtern sollle, ·war ausgesprochen gut besucht denn 
in der kleinen Gemeinde hatten sich die Neuigkeiten schnell herumgesprochen. 
Die Zuhörei· vvurclen jedoch enttäuscht, die Kamener Pläne w urden jn rrichtöf­
fenilicher Sitzung behandelt.51 

Bi.irgermeister Bräkelmann eröffnete die D i skussion über den hisber nur münd­
licl1 geslelllen A.nlrag der Stadt fü1111en aufEinbeziehm1g Südlwmens in den Stadt­
bezirk. Er stellte fest, daß Bürgermeister Beckmanu und StadtdireJttor Heitsd1 bt'i 
diesem Vorgeben sowohl den Amtsbü.rgermeister als auch den Amtsdirektor über­
gangen hatten. Sie hatten die Südkamener Gemeindevertreter und einzeh1e Bür­
ger aufgesucht, um sie für die Eingemeindung zu geV\TU1nen, und dabei vor allen 
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Alte Schule der Gemeinde Südkarnen, die 1965 durch die Südschule abgelöst wurde 
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Dingen die Vorte Ue ein er Fusion herausgestellt, zugleich auch Verbesserungen in 
bezug atlf den Ausba u der Straßen und in schulischen Belangen versprochen. 
Im Gespräch mit dem Bürgermeister hatten sie in Aussjcbt gestellt, dessen per­
sönliche Zulnmlt durch eine Stelle in der Stadtverwaltung Kamens abzusichern. 
Nach km:zer Diskussion dieses Angebotes w1<1 nach Abwägung aller Vor- und 
Nachteile beschloß ilie Gemeindevertretung einstimmig, einen m ündlich vorge­
tragenen Antrag nich t zu akzeptieren tmd das Problem in1 ganzen erst dann zu 
behandeln, wenn eine „alJgemeine Neuordnung der kommunalen Grenzen im 
Lande Nordrhein-Westfalen auf Landesebene erfolgt ist"52 • 

Obwohl.in der Presse in den folgenden Tagen die völlige Orientierung Südkarnens 
zum Kamener Raum betont wurde, fand in der kleinen Gemeinde keine weitere 
Auseinandersetzung über dieses Konzept statt.53 

Dennoch blieb das zwiespältige Thema ,Eingemeindung' in den Köpfen präsent. 
Am 20. April 1961 wmde der geplante Schuln eubau im Rat diskutiert. Das Rats­
protokoll gibt zwar den InhaJ t der Debatte nicht wieder, doch iniorm.i e rte die Presse 
darüber, daß der Neubau einer Schule unvermeidlich sei. Auf der einen Seite stei­
ge ilie Schi.ilerzahl durch den Bau neuer Woh.nsiecfümgen an, antlererseits be­
fürchte man, ohne a usreichendes Schulangebot nicht weiter selbstänilig heste­
hen zu können. Es „dauert immer noch die vor zwei Jahren schon einmal akut 
gewordene Gefahr der Eingemeinclung"H an. Südkamen müsse daher alles tun -
und hierzu ziihle auch der Schulneubau-, ,,was der Bevölkerung die Erhaltung 
der kommunalen Selbständigkeit wünschenswert erscheinen läßt". Zitiert wmde 
ein Ratsmitg.Ued mit den Worten: ,,Wir sollen geschluckt werden - der Rachen ist 
ollen". Das ProbJem der schulischen VeTsorgung der Gemeinde wat:: für die Stadt 
Kamen erneut ein Grund, sich um Südkamen zu bemühen. Diesmal wählte man 
jedoch den offiziellen Weg. Über den Amtsdirektor Klockenhoff erreichte den 
Südl amener Ra tim Juli 1962 die Anfrage, ob nicht die neue SchuJe unter Kamener 
Beteiligung aufgebaut werden solle, damit Kinder aus dem Kamener Süden hier 
ebenfalls beschult werden l,.önnlen. 
Der Geme:indevertreter Wibheling von cler Christdemokratischen Partei rlorninierte 
<lie fo.lgende Diskussion, in der er beLO!lte, der Stadt Kamen ginge es nicht um die 
VerhesserW1g der Situation der SchuJltinder, sondern sie ziele nur auf die E.inge­
m.eindung Süclkamens ab. Auch die anderen Ratsmitglieder betonten. daß die Selb­
sländigkeit ihrer Gemeinde erhalten bleiben müsse, was in einem einstimmigen 
l\atsbeschlulJ bestätigt wurde. Ein Zusammengehen mit Kamen wurde also abge­
lehnt. 55 

ltrst im Juni 1965 stand clas Thema ~\feuorclnung wieder auf der Ratsorilirn11g. 
Dm·ch das Ausscheiden Oberaclens und VVeddinghufens im Januar l966 aus dem 
Amt Unna-Kamen fehlten zwei finanzstarke Gemeinden. Da zudem noch Methler. 
Weslick Lmd Wasserkurl einen Planungsverbund mit Kamen anstrebten, beteilig­
te sich auch Süc!Juune n daran ; einstimmig wurde aber bescblosscu, das Arnt (.J nna­
Kamen müsse erhaJten bleiben . .16 

Die SPD hatle bereit.s vorher die Lage diskutiert, und insbesondere der stellver­
tretende Bürgermeister Bodu Fet'ber hatte in einem flammemlen AppeU auf die 
Dring.lichkeit der Verbindung Süclkamens mit clem Karnener Süden hingewiesen: 
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Beförderte den Zusammenschluß von Kamen und Südkamen: der geplante Bau einer Trauerhalle 

,,Würgen wir den Fortschritt nicht ab" und ,,Wir müssen mit Kamen zusamn1en 
planen"57 • hatte er geforclerl. Jeder Schritt müsse allerdings in Abstlrnmung mit 
der CDU vollzogen werden, w n das gute Verhältnis im Gemeinderat nicht zu ti·ü­
ben.58 Im Januar 1966 beschäftigte sich der Gemeinderat erneut mit dem Verbäll­
nis zu Kamen. Ratsvertreter ·wibbeling helonle wiederum seine Position, Südkamen 
müsse im Amt , lJnna-[(amen bleföen. Dle Gemeinde sei durchaus in der Lage, 
auch weiterhin selbständig zu agieren. Ihm wi.clersprach Bodo Ferber. Alle Gut­
achlen und Beratungen hätlen ergeben, daß Südkmnt>n mit der Nachbarstadt fu­
siouicren müsse, da nur so die künfüge Entvvicklw1g der Gemeinde gesichert sei. 
Nach lebhafter Diskussion beschloß der Rat einen Vorschlag des CDU-Vertreters 
Wibbeling. Man erklärte sich bereit, rn.it anderen Gemeinden zusammen über 
Zulrnnftsplanungen zu beraten. Jedoch sei es „im gegenwärtigen Zeitpunkt" nicht 
nützlich, Anschluß zu suchen. Dieser Beschluß wurde mit 6:1 Stimmen angenom­
men.59 h1 derselben Sitzung kam man überein, über die Gründung eines Zwet:k­
verbandes zur Err.ichttmg eines gemeinsamen F'.l'iedhofs mit Karnen auf dem Ge­
bie t beider Gemeinden in Beratw1g zu treten. Mil der Zustimmung zmn Zweck­
verband Friedhof und den dann aufgenomme11en Verhandlungen waren die Gru11d­
lagen für die Fusion gPlegL Schon im Februar diskutierte der SPD-Ortsverein die 
Möglichkeit, über den gemeinsamen FriedbofnwJ aucb endlich den Plan für eine 
.Le.ichenhalle verwirklichen zu können, V\:ie es schon dringender VVunsch des Ra­
tes in den frühen 50er Jahren gewesen war. Auf diesem HintergnLOd sei es das 
besle, eine Verwallungsgemeinschatt und damit letztlich einen Zusammenschluß 
mit Kamen in die Wege zu Jeit:en.60 In der Mitte des .Jahxes waren die Wfüfel gefa]­
leu. Die unsichere Zukunft des Amtes Unna-l(amen lasse keine andere Wahl als 
die Fusion mit Kameu. Ond nun machte auch das Ratsmitglied VVibbeling deul­
licl1, daß nnr eiJ1 Zusammenscl1luß mit Kamen denkbar sei, wem1 schon die Ei­
ge.nstänrugkeit n icht aufrechtcrhaJ1en werden könne.0 1 Im September waren die 
Vertl'äge mit J\.amen ausgehandeJt. In der Aussprache vvu:rde von allen Seiten be­
tont, daß man dies für den einzi.g gangbaren Weg halte. Für die CDU schloU flt'r 
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fiatsb err V\'ibbeling, daß man das ,Ge,vü.rge' um die Seuordmmg leid sei. Für dit> 
SPD betonte Bodo Fel'ber, die Neuordnung zerschlage nicht Alles, sondern schaf­
fe simw ull Neues.6! Einstimmig wurde der Fusion mit Kamen zum 1. Januar 1968 
zugestinm1L. Der Vertrag enthielt jedoch zahlreiche Forderungen der kleinen Ge­
nwinde, deren Erfüllung allen die Zuslimmung erleichlem sollte. So garantierte 
die Stadl lfomen aur 20 Jahre, die :Bebauungspl/:ine Südkarnens einzuhalt.e11. Die­
se gewälu·leistct en, daß nicht h ül1er als zweigescbus:,ig gt"baut werden durfte, w11 

den \1Vohncharaktcr Südkarnens zu erhalten. Gleichzeilig verpfli ch tete sich die 
Stadt, die fümalisatlon, SLraßen- und Wirtschaftswege entsprecl1end den Plänen 
des Süclk amen er Rates bis 1971 auszubauen, um die weitere Entwicklung 
Si.idkamens uicht zu gefälu·den . Darüber l1il1r1us Wlli'de den Südkamenern für die 
Dauer von fw.1f Jahren ein eigener Orlsvorstcher zugebilligt.6; Am 28. Oklouer 
J 966 akzeptierte der Kamener Rat ein.vernehmlich den ausgehandrlt.en VerlTag 
nnd versich erte der Gemeinde Südlrnmen, sie werde als Stadtteil n iemals Stief­
lünd der Enlwickhmg sein.6-t Die vVcstfäliscbe Rundschau 1 ommentierte diesen 
hislorischell Schritt unter dem Stichwort ,,Eine gute Ehe" und stellte fesL, daß den 
Verantwortlichen der Dank der Bürger bei.der Gemeinden gebühre.05 

Am 20. Dezember 1967 tagte der Gemeinderal Sücfäamens zum letzten Mal. Auf 
Kritik aller Ratsmitglieder stieß mm das am 15. Dezember 1967 vom Landtag be­
schlossene Gesetz zur Neugliederung des Kreises Unna, denn in diesem fanden 
die Südkamener Wünsche und clie mit Kamen geschlossenen Verträge keinerlei 
Berüc;k.sichligung. Übereinstinunend äußerten di.e Ratsmitglieder die Auffasstmg, 
daß der aufgeholwne Vertrag dennoch als Richtschnm· für die weitere Entwick­
lung Südkamens anzusehen sei und als Leitlinie in das neue Parlament mit einge­
bracht werden müsse.06 

Abschließend hob ßürgern1eistf'r Kollin die faire Zusammen arbeit im Gemeinde­
parlament hervor. Trotz aller Meinungsvers<.:hiedenheiten sei das gemeinsam e 
Ziel, das Beste für die Gem einde und ilire Einwohner zu erreichen, stets die ober­
sle ~Jaxime des Handelns aller gewesen.67 

Gestern denkwürdiger Tag für Südkameri. 
Rat bekannte sich zur Nachbarin Kamen 

Künftiger Weg unter Berücksichtigung eigener Interessen vertraglich verankert 

SUdkamen. Mil ollen sieben Stimmen bllllgte gestern, gegen 17 Uhr, 
Im lokal Düfelshöft In SOdkamen der Gemeinderat den Vertragskomplex 
zur künftigen Einheit mit der Stadt Kamen. Es ging dabei In getrennter 
Abstimmung um dos Jo zur Ausamlvng olis dem Amtsverband Unna­
Kamen (Formsache), zur Verwaltungsgemeinschaft und der domlt Im Zu­
sommenhong stehenden öflentfict,-rechilichen Vereinbarung, zum Schieds­
vertrag laut d ieser Vereinbarung und zum Gebletsönd~rungsvertrog. · 
letzterer soll praktisch den Schluß des dreijährigen Weges zur Einglie­
derung der Gemelnd.e Südkom!!n In das Stad\geblet Kam·en bilden. 

. I , . . 
Am 23. September 1966 spricht sich der Südkamener Rat für den Zusammenschluß mit Kamen aus. WR vom 
24.9.1966 
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Aus Methler, Westick und Wasserkur! wird die Großgemeinde Methler; Foto vom 3. Januar 1967 

Schon der erste Entwuri zur Neuordnung deutete das Ende der Großgemeinde Methler an 
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LANDKREIS UNNA 

... Cre.nqn eYJU:preeb•J>d. 
dem Neuchf:d~rung.111vuuchl at-

- .....rfSOlt!:N:llC ~ OH&QJ' -T~O $T.<,Qfe 
c;r ~ SloO UNf('ltSJllllCM'.N 

Neugliederungsvorschlag für den Landkreis Unna aus dem Gesetzentwuri der Landesregierung 

Das grundlegende Ziel der Neugliederung war es, die kommunalen Grenzen mit 
den Versorgungsnahbereichen zur Deckuug zu bringen. Basis der Überlegw1gen 
vvaren die Ausführungen der Sachverständigenkornmissfon in .ihrem Gutachten. 
Dabei ging man davon aus, daß in ländlichen Gebieten eine leistw1gsfähige Ge­
meinde mindestens 8.000 Einwohner verzeichnen müsse. 
Auf die Lage der Ballungsrandzonen, zu denen auch Krunen zählte, vvurde beson­
ders ausführhch eingegangen. Dabei hatte man folgende Überlegungen zugrun­
de gelegt: 
Das Beispiel der Großstadt vor Augen, stelle der Bürger in Ballungsrandzonen 
erheblich höhere Anforderungen an die GrundaussLaLLung seiner Gemeinde als 
ein Bürger in rein ländlichen Gebieten. Daraus folge, daß in BaDungsrandzonen 
nur besonders lcistungsfäl1ige Gemeinden, die gegenüber den umliegenden Groß­
städten einen eigenen Schwerpunkt bilden können, überlebensfäh:ig sein vvfu•­
den. lhre Einwohnerzahl müsse hinreichend groß sein, um auch Einrichtungen 
'Wie fü:anl enhäuser oderweilerführende Schulen u.ä. sowohl fman.zieren als auch 
auslasten zu können. Neben der Ein,volmerzahl sei auch cHe räumliche Größe 
dieser Gemeinden von immenser Bedeutung, da eh1e geordnete räumliche Ent-
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Einwohncm ·west~ntlicll günstiger tiind als dit eüJCr halb so großell Gemeinde 
l'vlelhler"554 • Aucli der Plan lvlethlcrs, durch umfangreiche l ndusb·ieansledlungen 
die .Anzahl der Ei.nwolmer deutlich zu steigel'n, sei kaurn realisie rbar, denn dit' 
\ 'erkehrsanbimhmgen des geplanten Induslde.geländes seien nicht am,reichent.l. 
Ilinzu komme, daß die geplante Sunierung der Gemeinde, also ,,or allen Dingen 
der allen Kolonie Kniserau, zunächst ei.nma l ausgeführt werden müsse, bevor mit 
der Ansieclltmg von neuen EiJnvohneru jn f'nlsprechenclem Umfang p;erechn(;'t 
werden könne. Unter Berücksichtigung all dieser Tatsachen sei eine Einglierk­
rung Methlers nach Kamen notwendig. 

Zu Siidh:amen, Demc und Rottum 
Die Zuordnm1g Südkamcns zu Kamen bedur11e fiir den GeseLzes!:'ntwurf h:einer 
gesonderten Begrii.ndung, da hier die bestehenden Verträge schon den zul~ü.nfü­
geu VVeg festgelegt hallen. Für Derne m1d Rot.twn entschied man, daß die räwnli­
che Nähe zu Karneu und die bestehende Ausrichtung auf diese Stadt einf' Zuord­
nung :w Pelkum unclen..kbar maclJten.'51 

Am 4. August befaßte sich der Rat der Stadl Eamen mit dem Gesetzesentwurf. Zu 
diesem Zeitpunkt betonten clie Ratsvertreter, die spi:iter stets von der, -euen Stadt 
Kamen' sprachen, uoch den Eingliederungseharakter des Gesetzes350 und impli­
zierten damil eine Dominanz Kamens. 
In be:t,ug auf di.e föngliederung Südlrnmens, Demes w1d Rottmns pflichtete man 
dem vorli<tgenden Entwurf in vollem Umfang bei. Die Einbeziehung Lerches in 
den Raum Pelkum-Ilerr:ingen lehnte die Stadtvertreterversammlung ervva:rtwJgs­
gemäß ab. Es wurden noch einmal alle bekannten .Argumente, die für eine Ver­
bindung mit Kamen sprachen, aufgeführt und eine Ändenmg des Gesetzesent­
vvm•fes angestrebt. Di.e Karnen er gingen dabei von der Prämfase aus, daß Lerche 
,,walu·scheinlich irrt.ümlich"557 nicbt mit zw11 Kamener Raum gczähJ.1 worden sei. 
Die Planungen in bezug auf Heeren-vVerve und Meth ler ,vut·den sehr vorsichtig 
formuliert, wußte man doch um die BefinclJichkejten in diesen Gemeinden. So 
hieß es in der knappen Hatserklärung, die Stadt sei bereit, die Orte aufzw1ehmen, 
„falls es die jeweilige Gemeindevert.retung vvünscht"558

• Ausdrück.lieh wurde hier 
auf die Freiwilligkeit des Zusammenschlusses hingewiesen; auJ keinen Fall sollte 
der Eindruck entstehen, Kainen ·wolle diese Gemeinden für eigene Illteressen 
i nstrwn en talisi eren. 
Ein Zusatzru1tl'ag der SPD machle deutlich , -vv:ie groß das Karnener Interesse an 
einem Zusammenschluß mit Methler und Heeren-Werve vvirklich vvar. So beton­
te man im H:inbtick auf die junge Großgemeinde die engen Verbindungen zwi­
schen den Beteiligten, die sich vor allen Dingen am Schulbesuch Wld der Kranken­
hausnutzung durch die Metltleraner zeige. ,,Vi'as liegt näher, als das zwischen der 
Stadt Dortmund w1d der Stadt Kamen liegende Gebiet der Genwinde Iviefü]c1· der 
Stadt Kam.eo zu:wordrien?"559 , lautete die entscheidende Frage, deren Antwort clie 
Sozialdemokraten lieferten. Methler gehöre ztun „ganz natürlichen lnteressen­
gebiel"500 der Stadt. 
FüT Heeren-Werve sei charal(teristisch, dafj viele der ßewobner Arbeitsplätze b1 
Kamen besetzten. Dies allein recbtJertige sclJon die Eingemeindung. Darüber hin-
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aus wilrcle clm·ch Industrieansiedlungen anf dem Grenzgebiet beider Orte ein 
Zusammenwach sen deutlich erleichtert. Abschließend w1ITde betont, daß der 
Gesetzesentvvurf „einen höchst111öglichen wirtschafüichen Effekt"561 für den ge­
samten Raum garantiere. 
iUle.in die SPD-Fraktion konnte den eigen en Vorschlag durchbringen, die ande­
ren Ratsparteien verweigerten dieser Entschließtmg ihre Zustimmung und en t­
hielten si.ch der Stimme.562 Möglicherweise hoffte man auf Wahlerfolge bei der 
notwendigen kommunalen Neuwahl nach erfolgter Neuordnung, hatte doch das 
Beispiel Melhler gezeigt, daß die SPD dort empfindliche Verluste hatte hinneh­
men müssen. Daß man nun den Eindruck erwecken wolJte, selbst keine aktive 
Rolle bei der Einbeziehung der 1'Viderstrebenden Gemeinden gespielt zu haben, 
konnte sich möglicherweise auszahlen . 
Mit dieser Beschlußfassung war die Initiative des Rates ZLU' Neuordnung des Ge­
bietes beendet, von nw1 an lag die Entscheidung nicht meh.r auf kommunaler 
Ebene. Dem Landtag fiel die Aufgabe zu, das Gesetzeswerk auf den Weg zu brin­
gen. Dlll'Ch den Gesetzesentwurf war der Entscheidungsrahmen vorgegeben. doch 
die Abgeordneten des Landtages machten sich die wegweisende Entscheidung 
nicht leicht. So konnten die Vertreter der Ge meinden zwischen der ersten und 
zweiten Lesung des Gesetzes noch einmal ihre Anregungen und Einwände vor­
bringen. 56; Dabei standen die Veränderungen des Kamener Raumes weiterhin im 
Mittelpunlü, da Heeren-vVerve und Methler noch immer für eine andere Entwick­
lung kämpften. Stadtdirektor Rethage konnte noch einmal die Kamener Ansprü­
che auf clje beiden Umlandgemeinden deutlich machen.3t» ,,Leidenschaftlich vor­
getragene A.rgumente"565 bestärkten den Ausschuß in der .Richtigkeit der vorge­
legten Pläne . Allein seine Ausführung zum Thema Lerche fanden in der Kommis­
sion kein Gehör tmd wurden nicht altzeptiert. 
Am 13. Dezember 1967 verabschiedete der Landtag das ,Gesetz zur Neuordnung 
des Kreises Unna' m it den Stimmen der SPD und der fi'DP. Die CDU-Fraktion im 
Landtag enthiell sich zum Teil, zum Teil stimmte sie gegen das GeseLz. Sie ver­
wehrten, so ihre Vertreter, ihre Zustimrmmg aber nicht in der Sache, die man 
unterslütze. Allein das zeillid1e nnd verfahrensLechnischc Prozedere könne nicht 
akzeptiert werden. lnnenmiaister Weyer hielt dieser Argumentation en tgegen, 
daß rnan nicht immer diskutieren könne, jetzt müsse man Mut zur Entscheidlrng 
aufüringen.;66 Darnit war der richtungweisencle erste Schritt in eine gnw.dsäLzli­
che Neuordnung des Landes gelan. NLm war Gelegenheit gegeben, die Auswir­
km1geu des Gesetzes am Beispiel des Kreises Unna zu überpeiifen. Das Erge buis 
dteses Muclells sollte die späteren Entscheidungen prägen. 

7. Die neue Stadt Kamen 

Am L Januar 1Q68 hatle- sich die F1äche der Stadt Kam en vervierfacht. Dmcb die 
ßi111)eziclrnng de1· nenen St,1dtte ile bedeckte die Stadl mm mehr als ·+0 l[lun. und 
init f.0.~00 Einwohncen beherbergte sie fast doppelt so ,riele Menschen wie noch 




